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Vorlage Nr.: 50/108  28.07.2006 
 

Beschlussvorlage    öffentlich 
 

für den Berichterstatter Sitzung am TOP 
Sozial- und Gesundheitsausschuss Dez. IV 11.08.2006  
Kreisausschuss Dez. IV 04.09.2006 11 
Kreistag Dez. IV 11.09.2006 12 

 

   
Antrag der Kreistagsgruppe DIE LINKE.PDS vom 11.03.2006 
- Verbesserung der Pflegesituation in den Altenpflegeheimen - 
 

  
Beschlussvorschlag: Dem Kreistag wird vorgeschlagen: 

 
Kreistag und Verwaltung setzen sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten weiterhin bei allen am Pflegeprozess betei-
ligten Institutionen für eine Verbesserung der Pflegesituati-
on in den Altenpflegeheimen ein. 

 
Erläuterungen zur Sach- und Rechtslage: 
(Bei Maßnahmen mit Auswirkungen auf Umwelt, Gleichstellung oder Finanzen ist in den Erläuterungen darauf besonders einzugehen) 
 

Die Gruppe DIE LINKE.PDS im Kreistag des Kreises Recklinghausen hat den als 
Anlage beigefügt Beschlussantrag gestellt. 
 
Im Wesentlichen handelt es sich hierbei um Aufforderungen und Empfehlungen an 
die überörtlichen Sozialhilfeträger und den Landesverband der Pflegekassen NRW 
zur Verbesserung der ambulanten und vollstationären Pflegesituation. 
 
Die ambulante Pflege fällt ausschließlich in die Zuständigkeit des Landesverbandes 
der Pflegekassen. Dem Kreis Recklinghausen liegen hierzu keinerlei verwertbaren 
Daten vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Zum Beschlussantrag mit seinen 5 Einzelanträgen und 16 Unteranträgen ist im Übri-
gen folgendes anzumerken: 
 
 
Zu Antrag A) 1.  
Der für NRW gültige Rahmenvertrag enthält im § 24 Regelungen, wonach die perso-
nelle Ausstattung der Pflegeeinrichtungen eine bedarfsgerechte Pflege auf der 
Grundlage der Qualitätsvereinbarungen gewährleisten muss.  
 
Die Grundsätze und Maßstäbe für die Personalbemessung in Form von Orientie-
rungswerten sind im Grundsatzausschuss zu regeln. Der Grundsatzausschuss setzt 
sich aus den Parteien des Rahmenvertrages, den Verbänden der Heimbetreiber und 
der Kostenträger zusammen. 
 
 
Zu Antrag A) 2. 
Eine Empfehlung des Kreistages, beim Abschluss von Versorgungsverträgen und 
Vergütungsvereinbarungen tarifliche Verpflichtungen der Heimträger insbesondere 
im Bereich Unterkunft und Verpflegung zu berücksichtigen, würde nicht zur ge-
wünschten Verbesserung der (Pflege-)Personalsituation führen. Der Anteil des Pfle-
gesatzes für Unterkunft und Verpflegung beträgt rund 30 %, wovon die Personalkos-
ten ca. 70% ausmachen. In NRW werden bei der Pflegesatzverhandlung für Pflege-
kräfte deutlich über 40.000,-- € pro Pflegekraft anerkannt und vergütet. Dieser Per-
sonalkostensatz liegt bundesweit im oberen Drittel. 
 
Die im Antrag erwähnten Zusatzleistungen, die lt. Gesetz durch die Kostenträger zu 
genehmigen sind, wurden in keiner Senioreneinrichtung des Kreises Recklinghausen 
heimvertraglich vereinbart und können somit nicht in Rechnung gestellt werden.. 
 
 
Zu Antrag B) 1.  
Ausführungen wie zu A 1.  
 
 
Zu Antrag B) 2. 
Die Forderung der Einführung landesweiter Personalrichtwerte unter Berücksichti-
gung psychischer und demenzieller Erkrankungen der Heimbewohner erübrigt sich. 
Darüber hinaus widerspräche die Forderung, demenzielle Veränderungen bzw. Er-
krankungen bei der Ermittlung der Pflegebedürftigkeit zu berücksichtigen dem SGB 
XI, weil das Gesetz ausschließlich auf körperbezogene Verrichtungen abstellt, aus 
denen sich dann der Grad der Pflegebedürftigkeit ableiten lässt.  
 
Dennoch haben die Kostenträger nach Einführung des SGB XI Mitte der 90er Jahre, 
als es darum ging, die Sozialhilfestruktur in die Pflegeversicherungsstruktur zu über-
führen, diesen Bedarf im Sinne einer Besitzstandswahrung in das neue System in-
tegriert. Hierzu gehörte auch der damit verbundene Heimpersonalbestand.  
 



Der bundesweite Zusammenbruch der gesamten stationären Altenpflege konnte nur 
deshalb abgewendet werden, weil die Pflegestufenumwidmung von z.B. Pflegestufe 
–Alt- A auf Pflegestufe –Neu- 1 so vorgenommen wurde, dass mindestens das vor-
handene Personal auch von den neuen Pflegesätzen abgedeckt war. Daher sind die 
seinerzeit anerkannten Personalbestände, einschließlich der für die gerontopsychi-
atrische Pflege vorgehaltenen Stellen, sowohl im Einzelfall als auch strukturell (Ori-
entierungswert) in das neue System übertragen worden. 
 
Alles was jetzt von der Antragstellerin darüber hinaus verlangt wird, kann nur vom 
Bundesgesetzgeber selbst geregelt werden. Da es einen gerontopsychiatrischen Be-
darf begrifflich im SGB XI nicht gibt, kann ein solcher auch nicht zur Begründung von 
Personalbedarfszahlen im Sinne des Landesrahmenvertrages herangezogen wer-
den. 
 
Zu Antrag B) 3. 
Ausführungen wie zu B 2. Ergänzend ist anzumerken, dass die ursprünglichen Per-
sonalschlüssel durch eine paritätisch besetzte Pflegesatzkommission entwickelt und 
beschlossen wurden. Hierzu gehörten die Kostenträger und Heimbetreiber unter Vor-
sitz des Geschäftsführers der Pflegesatzkommission.  
 
 
Zu Antrag B) 4. 
Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege in NRW hatten im Mai 2002 die 
Vertragsparteien zur Änderung des Rahmenvertrages aufgefordert. Schwerpunkt 
dieses Antrages war eine flächendeckend verbesserte Personalausstattung der Pfle-
geeinrichtungen. Die Schiedsstelle nach dem SGB XI hat am 15.03.2004 dem Antrag 
nicht entsprochen. 
 
Um etwas erreichen zu können, wäre der derzeit einzig systemkonforme Weg die 
Einzelverhandlung. Eine Personalverbesserung sollte nur die letzte Möglichkeit sein. 
Vorrangig sind die Organisationsstrukturen, die Dienstpläne und Arbeitsabläufe so-
wie die infrastrukturellen Gegebenheiten zu überprüfen. Eine generelle Personal-
schlüsselverbesserung kann vorhandene Probleme im Einzelfall nicht lösen. Denkbar 
sind einzelfallbezogene Maßnahmen im Sinne einer Verbesserung der sozialen 
Betreuung, des Qualitätsmanagements und insbesondere der Nachtwachen.  
 
 
Zu Antrag C) 1. 
Die im Kreis Recklinghausen befindlichen Seniorenpflegeeinrichtungen erfüllen an-
nähernd zu 100 % die im Bereich der Pflege geforderte 50%ige Fachkraftquote.  
Heimaufsichtlich wurde die Ansicht vertreten, dass die Pflegeeinrichtungen während 
jeder Schicht diese Quote zu erfüllen haben. Durch Urteil des OVG NRW vom 
21.06.2004 wurden die Heimträger von dieser Verpflichtung befreit.  
 
 
 
 



Der Antrag auf Erhöhung der Fachkraftquoten würde derzeit im Widerspruch zu den 
bundesweiten Bestrebungen einer Fachkraftquotenkürzung stehen. Eine Beibehal-
tung der 50% Fachkraftquote wäre aufgrund von reduzierten behandlungspflegeri-
schen Tätigkeiten wie z.B. durch Verblisterung von Medikamenten, oder Übernahme 
von einfachen behandlungspflegerischen Tätigkeiten durch PflegehelferInnen ein 
Erfolg. 
 
 
Zu Antrag C) 2. 
In der Vergangenheit wurden verschiedene Verfahren wie z.B. PLAISIR zur Bemes-
sung von Pflegezeiten und zur Ermittlung des Pflegepersonalbedarfs erprobt und für 
nicht tauglich befunden. Weitere Verfahren sind in Bearbeitung. 
 
 
Zu Antrag C) 3. 
Ausführungen wie zu C 2.  
 
 
Zu Antrag D) 1. 
Die gerontopsychiatrische Veränderung der HeimbewohnerInnen ist lt. Schiedsstel-
lenentscheid keine zu berücksichtigende Besonderheit, da 60 – 70% aller Heimbe-
wohnerInnen demenziell beeinträchtigt sind. 
 
 
Zu Antrag D) 2. 
Ursprünglich war eine Verlagerung der Zuständigkeiten vorgesehen. Durch das ak-
tuelle Eckpunktepapier der Bundesregierung zur Gesundheitsreform ist diese Absicht 
endgültig vom Tisch. Ausschlaggebend hierfür waren u.a. die Abgrenzungsproblema-
tik und ein sehr hoher Verwaltungsaufwand.  
 
 
Zu Antrag D) 3. 
Ausführungen wie zu D 1.  
 
 
Zu Antrag D) 4. 
Die Fachkraftquote von bisher 50% orientiert sich bereits an der Bewohnerstruktur 
und ist nach Ansicht der Verwaltung ausreichend. Eine Entlastung der Pflegefach-
kräfte von nicht behandlungspflegerischen Tätigkeiten wäre erheblich effizienter. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Zu Antrag E) 1. - 3. 
Das Land NRW beabsichtigt aktuell, in Zusammenarbeit mit dem Kreis Recklinghau-
sen der demographischen Entwickelung gerecht zu werden. Zur Gewährleistung ei-
ner hierfür hochwertigen Pflege ist es erforderlich, eine bedarfsgerechte Anzahl von 
Ausbildungsplätzen sicherzustellen. Das Land NRW hat mit dem 1000-Plätze-
Programm die Voraussetzung für zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen.  
 
Aufgrund der sachlichen Argumente und der damit auf die Kommunen und den Kreis 
Recklinghausen zukommenden Kosten wird vorgeschlagen, den Einzelanträgen der 
Gruppe der offenen Liste im Kreistag Recklinghausen DIE LINKE.PDS nicht in Form 
der Anträge zu folgen. 
 
 
 
Abschlussbemerkung:  
 
Es handelt sich um eine sehr wichtige Thematik, welche von außerordentlicher Be-
deutung für Heimbewohner, Heimpersonal und Kostenträger ist. Die den Anträgen 
zugrunde liegenden Forderungen sind durchweg begrüßenswert aber nicht realisier-
bar. Jede Personalverbesserung in der Pflege ist ausschließlich von den Sozialhilfe-
trägern, hier fast ausschließlich durch den Kreis Recklinghausen als örtlicher Sozial-
hilfeträger und von den Selbstzahlern zu tragen. 
 
Aufgrund der dargelegten Sachlage, die im Wesentlichen durch unterschiedliche 
Entscheidungszuständigkeiten und offene Finanzierungsfragen geprägt ist, wird vor-
geschlagen, den Einzelanträgen der Antragstellerin so nicht zu folgen sondern zu 
beschließen: 
 
Kreistag und Verwaltung setzen sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten weiterhin 
bei allen am Pflegeprozess beteiligten Institutionen für eine Verbesserung der 

Pflegesituation in den Altenpflegeheimen ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 



 



 




